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keit und der Wahrheit. Sie haben in der Festlegung, daß 
neu zu bildende Firmennamen unverwechselbar und zu­
treffend sein müssen (§ 38 Abs. 1, 1. Stabstrich), ihre Um­
setzung gefunden.

Nach dem Grundsatz der Ausschließlichkeit müssen sich 
alle Firmennamen, deren territoriale Schutzbereiche sich
überschneiden, ausreichend voneinander unterscheiden. Die

* /
Berechtigung dieses Grundsatzes folgt aus dem Interesse 
der Käufer nach Identifizierung der Hersteller von im 
Handel angebotenen Erzeugnissen, aus dem volkswirt­
schaftlichen Reproduktionsprozeß, der zu seinem reibungs­
losen Funktionieren eine Identifizierung aller daran teil­
nehmenden Wirtschaftseinheiten erfordert, und nicht zu­
letzt aus der Wahrung des Rechtsbestands der Firmen­
namen und damit der Erhaltung und Mehrung des imma­
teriellen Volkseigentums, das die Firmennamen verkör­
pern.

Bei der Prüfung des Ausschließlichkeitsgrundsatzes sind 
kollidierende Rechte ausschließlich die Firmennamen Drit­
ter, wobei deren Sitz und rechtliche Organisationsform 
unmaßgeblich sind. Als Kriterium der Ausschließlichkeit 
ist die Verwechslungsgefahr der Firmennamen maßgebend. 
Sie ist gegeben, wenn die beteiligten Verkehrskreise den 
Eindruck gewinnen können, es handle sich entgegen den 
tatsächlichen Verhältnissen um ein und dieselbe Wirt­
schaftseinheit oder um Wirtschaftseinheiten, die in einem 
organisatorischen Zusammenhang stehen, etwa als Kom­
binatsbetriebe eines Kombinats.

Im Kollisionsfall muß beim prioritätsjüngeren Firmen­
namen die Verwechslungsgefahr durch Änderung oder Er­
gänzung ausgeräumt werden. Natürlich ist die Benutzung 
identischer Firmennamen durch zwei Wirtschaftseinheiten 
wegen offenbarer Verwechslungsgefahr ein Verstoß gegen 
diesen Grundsatz. Deshalb wurde aus praktischen Bedürf­
nissen geregelt, daß sich der Firmenname des Stammbe­
triebes in mindestens einem Bestandteil vom Firmennamen 
des Kombinats unterscheiden muß (§ 38 Abs. 1, 1. Stab­
strich).

Der Grundsatz der Wahrheit basiert auf dem volkswirt­
schaftlichen Erfordernis, wonach der Firmenname über 
seinen Träger kein falsches Bild vermitteln darf. Das be­
deutet jedoch keineswegs, daß der Firmenname die Art 
und den Umfang der wirtschaftlichen Tätigkeit überhaupt 
— geschweige denn präzise — widerspiegeln muß. Wäre das 
der Fall, wären gerade die werbewirksamen und rechts­
beständigen Firmennamen, die aus Phantasiebezeichnun­
gen bestehen, unzulässig, und die Wirtschaftseinheiten mit 
einem umfangreichen Produktionsprogramm würden über­
lange Firmennamen führen, denen dann regelmäßig die 
Unterscheidungskraft und damit der erforderliche Rechts­
schutz fehlte.

Beim Grundsatz der Wahrheit geht es vielmehr darum, 
daß bei Firmennamen, in denen eine Aussage zur Art und 
zum Umfang der wirtschaftlichen Tätigkeit, zur Rechts­
form, zur Tradition oder zum Sitz der Wirtschaftseinheit 
gemacht wird, diese Aussage nicht irreführend sein darf. 
Sie muß grundsätzlich den Tatsachen weitgehend entspre­
chen.

Schlußfolgerungen aus der Namensregelung

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die Kom- 
binatsVO im Zusammenhang mit der Gestaltung neuer 
Firmennamen an die Wirtschaftseinheiten höhere Anfor­
derungen stellt.

Aber auch für das Staatliche Vertragsgericht ergeben 
sich als Registerbehörde neue Aufgaben. Das betrifft die 
Prüfung der Firmennamen vor ihrer Eintragung in das 
Register der volkseigenen Wirtschaft auf die Einhaltung 
des Grundsatzes der Wahrheit und anhand des Registers 
beim zuständigen Bezirksvertragsgericht bzw. bei repu­
blikweit tätigen Wirtschaftseinheiten anhand der zentra-

Verdiente Juristen der DDR
Der Ehrentitel „Verdienter Jurist der Deutschen Demokrati­
schen Republik" wurde durch VO des Ministerrates vom 8. No­
vember 1979 (GBl. I Nr. 40 S. 379) gestiftet und erstmals am 
8. Dezember 1979 verliehen.

In Anerkennung und Würdigung hervorragender Verdienste 
bei der Stärkung der sozialistischen Staats- und Rechtsord­
nung, für hohe Einsatzbereitschaft und beispielgebende Arbeit 
bei der Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit, bei der 
Wahrung der Rechte der Bürger und bei der Rechtspropaganda 
wurden geehrt:

Oberst Walter Arlt,
Leiter eines Militärobergerichts,
Prof. Dt. sc. Hilde Benjamin,

Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR, 
Herbert Geyer,

Staatsanwalt des Bezirks Erfurt,
Elsa Große,

Direktor des Kreisgerichts Sömmerda,
Walter Heß,

Leiter des Staatlichen Notariats Hildburghausen, 
Irmgard Kaul,

Direktor des Kreisgerichts Schönebeck,
Gerda Knobloch,

Stellvertreter des Leiters des Staatlichen Notariats 
der Hauptstadt Berlin,

Walter Kubasch,
Direktor des Bezirksgerichts Erfurt,

Christina Leupold,
Staatsanwalt des Kreises Werdau,

Christa Lindner,
Stellvertreter des Direktors des Bezirksgerichts Dresden, 

Oberst Lothar Ludwig, 
Militärstaatsanwalt,

Dr. Fritz Mühlberger,
Oberrichter am Obersten Gericht,

Herbert Nickel,
Direktor des Kreisgerichts Wolgast,

Dr. Hans Ranke,
Staatssekretär im Ministerium der Justiz,

Dr. Klaus Sorgenicht,
Leiter der Abteilung Staats- und Rechtsfragen 

im Zentralkomitee der SED,
Franz Steinert,

Abteilungsleiter beim Staatsanwalt des Bezirks Gera,
Dr. Dr. h. c. Josef Streit, 

Generalstaatsanwalt der DDR,
Helga Tänzer,

Direktor des Stadtbezirksgerichts Berlin-Friedrichshain,
Dr. Dr. h. c. Heinrich Toeplitz,
Präsident des Obersten Gerichts,

Arnold Walter,
Staatsanwalt der Stadt und des Kreises Wismar.

len Betriebskartei auf die Beachtung des Ausschließlich­
keitsgrundsatzes.1 2 3 4

Es muß dabei beachtet werden, daß Kollisionen auch 
mit Firmennamen ausländischer Unternehmen möglich 
sind, wenn sich die territorialen Bereiche der wirtschaft­
lichen Tätigkeit ihrer Träger überschneiden. Weil darüber 
hinaus die Firmennamen in ihrer Eigenschaft als Waren­
kennzeichen auch mit Schutzrechten, insbesondere mit Wa­
renzeichen, kollidieren können, ist sowohl bei der Gestal­
tung des Firmennamens als auch bei seiner Prüfung eine 
enge Zusammenarbeit mit dem Amt für Erfindungs- und 
Patentwesen der DDR unerläßlich.

1 Im folgenden als KombinatsVO bezeichnet. Paragraphenanga­
ben ohne nähere Bezeichnung beziehen sich auf diese VO.

2 Eine besondere Regelung für die Betriebsteile gibt es übrigens 
im ArheitsreCht. Gemäß § 17 Abs. 3 Buchst, а AGB gilt ein Be­
triebsteil als Betrieb Im Sinne des AGB, wenn sein Leiter mit 
der Wahrnehmung aller Aufgaben, die sich für einen Betriebs­
leiter aus dem AGB ergeben, betraut worden ist.

3 Bei der Verleihung von Namen verstorbener Persönlichkeiten 
sind besondere zentrale Festlegungen zum Verfahren für die 
Verleihung der Namen zu beachten.

4 Entsprechende Festlegungen werden ggf. in einer neuen, der 
KombinatsVO angepaßten Regelung über die Führung des 
Registers der volkseigenen Wirtschaft zu treffen sein. Gegen­
wärtig gilt noch die RegisterVO vom 17. September 1970 (GBl. II 
Nr. 82 S. 573).


